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tungsausschusses geprüfte oder ausgearbeitete und vom Aus­
schuß angenommene Änderungsvorschlag wird den Vertrags­
parteien durch den Generalsekretär der Vereinten Nationen 
zur Annahme mitgeteilt.

(3) Jeder nach Absatz 2 mitgeteilte Änderungsvorschlag tritt 
für alle Vertragsparteien drei Monate nach Ablauf einer Frist 
von zwölf Monaten nach dem Datum der Mitteilung in Kraft, 
wenn nicht während dieser Frist ein Staat, der Vertrags­
partei ist, oder eine regionale Organisation zur wirtschaft­
lichen Integration, die selbst Vertragspartei ist und die in 
diesem Falle im Rahmen der Bedingungen des Artikels 16 
Absatz 2 handelt, dem Generalsekretär der Vereinten Natio­
nen einen Einwand gegen den Änderungsvorschlag mitge­
teilt hat.

(4) Ist nach Absatz 3 ein Einwand gegen einen Änderungs­
vorschlag mitgeteilt worden, so gilt die Änderung als nicht 
angenommen und bleibt ohne jede Wirkung.

Artikel 23 — Ersuchen, Mitteilungen 
und Einwände

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen unterrichtet 
alle Vertragsparteien und alle Staaten über alle Ersuchen, 
Mitteilungen und Einwände nach Artikel 22 und das Datum 
des Inkrafttretens einer Änderung.

Artikel 24 — Revisionskonferenz
Nachdem diese Konvention fünf Jahre in Kraft ist, kann 

jede Vertragspartei durch Notifikation an den Generalsekre­
tär der Vereinten Nationen die Einberufung einer Konferenz 
zur Revision dieser Konvention verlangen; hierbei sind die 
Vorschläge anzugeben, die von der Konferenz behandelt wer­
den sollten. In diesem Fall wird wie folgt verfahren:

i) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen notifiziert 
dieses Ersuchen allen Vertragsparteien und fordert sie 
auf, innerhalb von drei Monaten zu den Vorschlägen 
Stellung zu nehmen sowie gegebenenfalls sonstige Vor­
schläge zu unterbreiten, die ihres Erachtens von der 
Konferenz geprüft werden sollten;

ii) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen teilt ferner 
. allen Vertragsparteien den Wortlaut etwaiger sonstiger

Vorschläge mit und beruft eine Revisionskonferenz ein, 
wenn innerhalb von sechs Monaten nach dem Datum 
dieser Mitteilung mindestens ein Drittel der Vertrags­
parteien dem Generalsekretär der Vereinten Nationen 
ihr Einverständnis mit der Einberufung dieser Konfe­
renz notifiziert;

iii) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen kann jer 
doch, wenn er der Auffassung ist, daß ein Revisionsvor­
schlag als Vorschlag einer Änderung im Sinne des Arti­
kels 22 Absatz 1 angesehen werden könnte, im Einver­
nehmen mit der Vertragspartei, die den Vorschlag un­
terbreitet hat, statt des Revisionsverfahrens das Ände- 
rungsverfahren nach Artikel 22 einleiten.

Artikel 25 — Notifikationen
Außer den Notifikationen und Mitteilungen nach den Ar­

tikeln 23 und 24 notifiziert der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen allen Staaten:

a) die Unterzeichnungen, Ratifikationen, Annahmen, Be­
stätigungen und Beitritte nach Artikel 16;

b) die Zeitpunkte des Inkrafttretens dieser Konvention nach 
Artikel 17;

c) die Kündigungen nach Artikel 18;
d) das Außerkrafttreten dieser Konvention nach Artikel 19;
e) die Vorbehalte nach Artikel 21.

Artikel 26 — Beglaubigte Texte
Nach dem 31. März 1984 übersendet der Generalsekretär der 

Vereinten Nationen allen Vertragsparteien und allen Staa­
ten, die keine Vertragsparteien sind, zwei beglaubigte Ab­
schriften der Urschrift dieser Konvention.

GESCHEHEN zu Genf am 21. Oktober 1982 in einer Ur­
schrift, wobei der englische, französische, russische und spa­
nische Wortlaut gleichermaßen gültig ist.

ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten, hierzu 
gehörig befugten Bevollmächtigten diese Konvention unter­
schrieben.

Anlage 1

Harmonisierung der Zollkontrollen 
und sonstigen Kontrollen

Artikel 1 
Grundsätze

(1) Auf Grund der Präsenz des Zolls an allen Grenzen und 
des allgemeinen Charakters seiner Maßnahmen werden die 
übrigen Kontrollen soweit wie möglich in Abstimmung mit 
den Zollkontrollen organisiert.

(2) In Anwendung dieses Grundsatzes können diese Kon­
trollen gegebenenfalls ganz oder teilweise an einem anderen 
Ort als an der Grenze durchgeführt werden, sofern die ange­
wandten Verfahren zur Erleichterung des internationalen 
Warenverkehrs beitragen.

Artikel 2
(1) Der Zoll wird umfassend über die Rechts- und Verwal­

tungsvorschriften unterrichtet, die zur Vornahme anderer als 
zollamtlicher Kontrollen führen könnten.

(2) Werden andere Kontrollen für erforderlich gehalten, so
stellt der Zoll sicher, daß die betreffenden Dienste unterrichtet 
werden und arbeitet mit ihnen zusammen. 1

Artikel 3 
Organisation der Kontrollen

(1) Sind verschiedene Kontrollen am selben Ort durchzu­
führen, so treffen die zuständigen Dienste alle erforderlichen 
Vorkehrungen, um sie möglichst gleichzeitig oder unverzüg­
lich nacheinander durchzuführen. Sie bemühen sich, ihre Vor­
schriften bezüglich der Dokumente und Informationen zu ko­
ordinieren.

(2) Insbesondere treffen die zuständigen Dienste alle ge-- 
eigneten Vorkehrungen, damit das erforderliche Personal und 
die benötigten Einrichtungen dort zur Verfügung stehen, wo 
die Kontrollen durchgeführt werden.

(3) Der Zoll kann auf Grund ausdrücklicher Übertragung 
der entsprechenden Befugnisse durch die zuständigen Dienste 
in deren Namen alle oder einen Teil der 'Kontrollen durch­
führen, für die diese Dienste zuständig sind. In diesem Fall 
sorgen diese Dienste dafür, daß dem Zoll die erforderlichen 
Mittel zur Verfügung gestellt werden.

Artikel 4 
Ergebnis der Kontrollen

(1) In allen' Bereichen, die Gegenstand dieser Konvention 
sind, tauschen die Kontrolldienste und der Zoll so bald wie 
möglich alle sachdienlichen Informationen aus, um die Wirk­
samkeit der Kontrollen sicherzustellen.

(2) Auf der Grundlage der Ergebnisse der durchgeführten 
Kontrollen entscheidet der zuständige Dienst über die wei­
tere Behandlung der Waren und unterrichtet erforderlichen­
falls die für die anderen Kontrollen zuständigen Dienste. Auf 
Grund dieser Entscheidung führt der Zoll die Ware dem ent­
sprechenden Zollverfahren zu.


